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IV. Nachtrag vom 06.07.2010 zur Friedhofssatzung der Stadt Wiehl 

vom 13.07.2004 
 

Aufgrund von § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen 

(Bestattungsgesetz-BestG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.Juni 

2003 (GV NW S.313) und § 7 Abs.2 in Verbindung mit § 41 Abs.1 Satz 2 Buchstabe f 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in der am Tage der 

Bekanntmachung gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Wiehl am 06.07.2010 

folgenden IV. Nachtrag zur Friedhofssatzung der Stadt beschlossen: 

 

 

Artikel 1 
 

§ 6 Abs.1 – 4 werden wie folgt geändert: 
 
(1) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung bedürfen Steinmetze, 

Bildhauer und Bestatter für ihre gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der 
vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. Andere 
Gewerbetreibende müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der 
Friedhofsverwaltung anzeigen. 
 

(2) Auf ihren Antrag hin werden nur die in Abs. 1 Satz 1 genannten 
Gewerbebetreibende zugelassen, die  
 
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. 
 
b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei Antragstellern des  

handwerksähnlichen Gewerbes) ihre Eintragung in das Verzeichnis 
gem. § 19 Handwerksordnung nachweisen oder die selbst oder deren 
fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder die über 
eine vergleichbare Qualifikation verfügen. 

 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass 

der Antragsteller einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden 
Haftpflichtversicherungsschutz nachweist. 

 
(4) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte. Die 

zugelassenen Gewerbetreibenden haben für ihre Bediensteten einen 
Bedienstetenausweis auszustellen. Die Zulassung und der  
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Bedienstetenausweis sind dem aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal auf 
Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet werden. 

 

Artikel 2 
 

§ 22 Abs. 1 – 3 werden wie folgt geändert: 
 
(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungsberechtigten sind die Grab- 

male nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks (Richtlinie für 
die Erstellung und Prüfung von Grabmalanlagen des 
Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und 
Holzbildhauerhandwerks, oder Technische Anleitung zur Standsicherheit von 
Grabmalanlagen der Deutschen Naturstein Akademie e.V. in der jeweils 
gültigen Fassung) so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd 
standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen 
oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen 
entsprechend. 

 
(2) Die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Größe 

und Stärke der Fundamente, bestimmt die Friedhofsverwaltung gleichzeitig mit 
der Zustimmung nach § 20. Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die 
vorgeschriebene Fundamentierung durchgeführt worden ist. 
 

(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die  
Mindeststärke der Grabmale bestimmt sich nach § 18 dieser Satzung. 

 

 

Artikel 3 
 

Inkrafttreten 
 

Dieser IV. Nachtrag vom 06.07.2010 zur Friedhofssatzung der Stadt Wiehl vom 

13.07.2004 tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Der vorstehende IV. Nachtrag vom 06.07.2010 zur Friedhofssatzung der Stadt Wiehl 

vom 13.07.2004 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 

14.07.1994 (GV NW S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung, weise ich darauf hin, 

dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung  
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nach Ablauf eines Jahres nach Datum der Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

 

Wiehl, den 06.07.2010 

 

 

 

 

- Becker-Blonigen - 

    Bürgermeister 

 
 
 


